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Präambel 
 
Für den steuerberatenden Beruf ist die Sicherung der Qualität der von ihm angebotenen 
Leistungen auf hohem Niveau oberstes Primat und von existenzieller Bedeutung. Der 
Berufsstand kann seine Position im Wettbewerb nur behaupten, wenn er sich fortbildet. 
Berufspolitisch muss das durch das Steuerberaterexamen nachgewiesene hohe Niveau der 
Sachkunde auch während der Dauer der Berufsausübung erhalten bleiben. Dies kann nur 
durch eine fortlaufende Fortbildung sichergestellt sein. Steuerberater sind nach 
§ 57 Abs. 2 a StBerG verpflichtet, sich fortzubilden. In welchem Umfang sich Steuerberater 
fortzubilden haben, ist nicht reglementiert. Lediglich in der Fachberaterordnung findet sich 
die Verpflichtung (§ 9 FBO), jährlich den Besuch von Fortbildungsseminaren mit mindestens 
10 Stunden nachzuweisen, damit der Fachberatertitel weiter geführt werden kann. Die 
Anforderungen, die an die Verleihung des Fortbildungsprädikats geknüpft sind, orientieren 
sich an einem hohen Standard. Die Steuerberaterkammer Hessen vergibt ein 
Fortbildungsprädikat, wenn sich nach Prüfung der eingereichten Unterlagen ein Gesamtbild 
von Umständen ergibt, welches darauf schließen lässt, dass sich der/die Berufsangehörige 
in überdurchschnittlicher Weise fortgebildet hat. Das Fortbildungsprädikat soll den 
Mitgliedern die Möglichkeit eröffnen, durch das von der Kammer hierfür vergebene Logo 
z. B. auf den Geschäftspapieren oder auf der Homepage zu dokumentieren, dass der Fortbil-
dungspflicht in besonders qualifizierter Weise entsprochen worden ist.  
 
Liegen die Voraussetzungen für die Verleihung des Fortbildungsprädikats durch die 
Steuerberaterkammer Hessen vor, so wird es jeweils für einen Zeitraum von drei Jahren auf 
Antrag natürlichen Personen, die Mitglieder der Kammer sind, verliehen.  
 
Maßgebend für die Beurteilung, ob eine qualifizierte Fortbildung vorgenommen wurde, ist der 
Nachweis von Fortbildungsmaßnahmen in den zurückliegenden drei Jahren, die nach einem 
Punktesystem gewichtet werden. Hierbei wird darauf abgezielt, die verschiedenen Formen 
der Fortbildung in die Bewertung einfließen zu lassen. Bei Antragstellung muss 
nachgewissen werden, dass mindestens 1.800 Punkte erreicht worden sind. Dabei wird der 
Teilnahme an Seminaren und Fachveranstaltungen ein besonders hoher Stellenwert 
beigemessen, da es sich hierbei um die in der Praxis am meisten genutzten 
Fortbildungsmaßnahmen handelt. 
 
Im Einzelnen wird folgende Bewertung vorgenommen: 
 
- Seminare und Vortragsveranstaltungen (auch Inhouse-Seminare, Fernstudium, 

Online-Seminare) 
15 Punkte pro Stunde (60 Min.) 

 
- Eigenstudium (Studium der Fachliteratur, e-Learning, etc.) 

30 Punkte pro Jahr 
  



- Fachveröffentlichungen 
20 Punkte pro Veröffentlichung, max. jedoch 100 Punkte pro Jahr 

 
- Dozententätigkeit 

20 Punkte pro Stunde (60 Min.), max. 120 Punkte pro Jahr 
 
- Prüfertätigkeit (z. B. Steuerberaterexamen, Abschlussprüfung zum/zur 

Steuerfachangestellten, Steuerfachwirtprüfung) 
20 Punkte pro Prüfung, max. 120 Punkte pro Jahr 

 
 
Die Fortbildungsinhalte müssen sich auf folgende Gebiete erstrecken: 
 
- Steuern vom Einkommen und Ertrag,  
 
- Bewertungsrecht, Erbschaftsteuer und Grundsteuer, 
 
- Verbrauch- und Verkehrssteuern, Grundzüge des Zollrechts, Internationales Steuer-

recht, 
 
- Handelsrecht, sowie Grundzüge des bürgerlichen Rechts, des Gesellschaftsrechts, 

des Insolvenzrechts und des Rechts der Europäischen Gemeinschaft, 
 
- Betriebswirtschaft und Rechnungswesen, Volkswirtschaft und Berufsrecht, 
 
- Praxisorganisation, Qualitätsmanagement u. ä.. 

 
In einem Jahr müssen – ausgehend von einem Drei-Jahres-Zeitraum – mindestens 450 
Punkte durch Fortbildung auf mindestens einem der vorgenannten Fachgebiete 
nachgewiesen werden. Hiervon müssen mindestens 300 Punkte pro Jahr auf Seminare und 
Vortragsveranstaltungen (auch Inhouse-Seminare, Fernstudium, Online-Seminare) entfallen.  
 
Fortbildungsinhalte, die im Zusammenhang mit der Berufsausübung stehen, z. B. 
Praxisorganisation, Qualitätsmanagement, Mitarbeiterführung etc., können mit höchstens 
120 Punkten pro Jahr Berücksichtigung finden. 
 
Für die Prüfung der mit dem Antrag auf Erteilung des Fortbildungsprädikats einzureichenden 
Unterlagen, einschließlich der ggf. zu erteilenden Prüfbescheinigung, wird eine Verwaltungs-
gebühr in Höhe von 90,00 Euro erhoben werden. 
 
Die Verleihung des Fortbildungsprädikats ist mit dem Recht verbunden, das von der 
StBK Hessen erstellte Logo „Fortbildung“ führen zu dürfen: 
 

 
 
 
 
 
 
 


